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Angesichts hoher Arbeitslosigkeit beschloss die rot-grü-
ne Mehrheit im Bundestag in den Jahren 2002 und 2003 
die Einführung der Hartz-Arbeitsmarktreformen. Im Rah-
men der Hartz-IV-Reform wurde die soziale Absicherung 
für Langzeitarbeitslose reduziert, um die Arbeitslosigkeit 
zu senken. Im Jahr 2005 wurde die Arbeitslosenhilfe mit 
der Sozialhilfe zum neuen Arbeitslosengeld II verschmol-
zen. Im Jahr 2006 wurden die Bezugsdauern für das Ar-
beitslosengeld (ALG) I für ältere Arbeitskräfte verkürzt. 
Abbildung 1 stellt stilisiert (in Anlehnung an Hochmuth 
et al., 2021) die institutionellen Veränderungen durch die 
Hartz-IV-Reform dar. Anders als die Arbeitslosenhilfe 
unterliegt das Arbeitslosengeld II einer strikten Bedarfs-
prüfung (Auszahlung nur bei Bedürftigkeit). Folglich im-
plizierte die Hartz-IV-Reform eine besonders starke Kür-
zung der Transferleistungen für Langzeitarbeitslose mit 
Vermögen (aufgrund der Bedarfsprüfung für das ALG II) 
oder mit zuvor hohen Arbeitseinkommen (einheitlicher 
Regelsatz für ALG II anstelle einer am vorherigen Netto-
einkommen orientierten Leistung bei der Arbeitslosenhil-
fe). Hinzu kamen Mitwirkungspfl ichten im Rahmen des 
Prinzips Fördern und Fordern.

Die Arbeitslosenquote in Deutschland sank von 12 % im 
Jahr 2005 auf 5 % im Jahr 2019, also um rund 7 Prozent-
punkte. Welchen Anteil daran hatte die Hartz-IV-Reform? 
Price (2019) zeigte kürzlich mittels eines innovativen 
mikro ökonometrischen Ansatzes, dass die Hartz-IV-Re-
form bei den betroffenen Arbeitslosen die Übergangs-
wahrscheinlichkeit in Beschäftigung stark erhöhte. Die-
ser Effekt alleine führte zu einem Rückgang der aggre-
gierten Arbeitslosigkeit von knapp einem Prozentpunkt. 
Die Studie von Price (2019) kann aber keine Aussagen zu 
den makroökonomischen Effekten der Hartz-IV-Reform 
treffen, da nur die Effekte auf die direkt von der Reform 
betroffenen Arbeitslosen geschätzt werden. Entspre-
chend der Logik der mit dem Nobelpreis ausgezeichne-
ten Modellklasse von Diamond-Mortensen-Pissarides1 
erhöht eine Absenkung der Lohnersatzleistungen auf-
grund niedriger Löhne die Anreize für Arbeitgeber:innen, 
zusätzliche Stellen zu schaffen. Hochmuth et al. (2021) 
zeigen durch die Kombination von Daten der IAB-Stell-
erhebung mit einer makroökonomischen Modellsimu-
lation, dass der gesamtwirtschaftliche Effekt etwa dop-
pelt so groß ist wie der mikroökonomische Effekt (also 
insgesamt Rückgang der Arbeitslosigkeit um rund 2 

1 Siehe insbesondere Mortensen und Pissarides (1994).

Die Hartz IV-Arbeitsmarktreform führte aus makroökono-
mischer Perspektive zu einem deutlichen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit. Die niedrigere Arbeitslosigkeit wurde 
allerdings durch eine schlechtere soziale Absicherung 
für Langzeitarbeitslose und höhere Unsicherheit erkauft. 
Die Ampelkoalition will durch das Bürgergeld einerseits 
Konstruktionsfehler in der Hartz-IV-Architektur beseiti-
gen. Andererseits wird die soziale Absicherung gegen-
über dem Prinzip des Forderns wieder etwas stärker 
gewichtet. Wenn die daraus resultierenden negativen 
Beschäftigungseffekte klein gehalten werden sollen, ist 
zu empfehlen, erstens Mitwirkungspfl ichten nicht zu stark 
aufzuweichen und zweitens keine neuen Türen für Früh-
verrentungen zu öffnen. Der vorliegende Artikel macht 
Vorschläge, wie hohe Beschäftigung und sozialer Aus-
gleich noch besser in Einklang gebracht werden kön-
nen. Arbeitslosenunterstützungssysteme sind mit einem 
grundsätzlichen Zielkonfl ikt verbunden. Bei eintretender 
Arbeitslosigkeit wird der Einkommens- und Konsum-
verlust durch eine Transferleistung reduziert und somit 
bessere soziale Absicherung gewährleistet. Allerdings 
entstehen durch „Moral Hazard“ negative Anreize für das 
Suchverhalten von Arbeitslosen. Dadurch erhöht sich die 
Arbeitslosigkeit. Dieser Zielkonfl ikt ist im Rahmen der 
Baily-Chetty-Formel zur optimalen Arbeitslosenversi-
cherung dargestellt (Baily, 1978; Chetty, 2006). Empirisch 
wird durch zahlreiche mikroökonometrische Studien do-
kumentiert, dass längere Bezugsdauern bei der Arbeits-
losenunterstützung die Übergangswahrscheinlichkeiten 
in die Beschäftigung reduzieren (siehe z. B. Schmieder et 
al., 2012, für Deutschland).
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ten Beschäftigungserfolge bei den älteren Arbeitskräften 
erzielt wurden. Abbildung 2 zeigt, dass die Erwerbstäti-
genquote für ältere Personen (55 bis 64 Jahre) stark ge-
stiegen ist. Im „Prime Age“-Segment (25 bis 54 Jahre) ist 
dagegen ein wesentlich moderaterer Anstieg sichtbar. 
Beim Anstieg der Erwerbstätigenquoten für Ältere gab es 
sicherlich eine nennenswerte Interaktion zwischen Hartz 
IV und der Rentenreform im Jahr 2006 (zu den Wirkungen 
der Rentenreform siehe Riphahn und Schrader, 2021). 
Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe sowie die Verkür-
zung der Bezugsdauern für Ältere in Kombination mit 
der Erhöhung des Vorruhestandsalters erschwerten den 
frühzeitigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben deutlich.

Die makroökonomische Forschung ist sich also weitge-
hend einig, dass Hartz IV die Arbeitslosigkeit deutlich re-
duziert hat, auch wenn es bei der genauen Quantifi zierung 
immer Unsicherheiten geben wird. Vor dem Hintergrund 
der zitierten Studien halte ich es für realistisch, dass et-
wa ein Drittel bis die Hälfte des Rückgangs der Arbeits-
losigkeit auf die Hartz-IV-Reform zurückzuführen ist.3 Die 
Hartz-IV-Reform hat damit erfolgreich das Ziel erreicht, 
die Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Allerdings musste der 
Preis bezahlt werden, dass die Absicherung für Langzeit-
arbeitslose verschlechtert und damit die Unsicherheit für 
alle Beschäftigten erhöht wurde.

3 Hinzu kommen konjunkturelle Effekte und die Effekte der anderen 
Hartz-Reformpakete. Siehe Klein und Schiman (2022) für eine De-
komposition.

Prozentpunkte).2 Klein und Schiman (2022) quantifi zie-
ren mittels zeitreihenökonometrischer Schätzungen so-
gar einen Rückgang der Arbeitslosigkeit in Höhe von 3,5 
Prozentpunkten durch strukturelle Lohnschocks im An-
schluss an die Hartz-Reformen. Deren geschätzter ma-
kroökonomischer Effekt ist auch möglicherweise deswe-
gen größer als bei Hochmuth et al. (2021), da letztere den 
Effekt von Hartz IV auf die Stabilität existierender Jobs 
nicht modellieren. Da sich durch die Hartz-IV-Reformen 
insbesondere für gut verdienende Beschäftigte die La-
ge im Fall von Arbeitslosigkeit verschlechtert hat, ändert 
dies auch bei existierenden Jobs die Bereitschaft zu 
Lohnzugeständnissen. Nach den Hartz-Reformen zeigt 
sich in den Daten in der Tat eine viel höhere Jobstabili-
tät als vorher. Hartung et al. (2020) führen dies in einem 
strukturellen makroökonomischen Modell auf die Hartz-
IV-Arbeitsmarktreform zurück, insbesondere bei den äl-
teren Arbeitskräften, die besonders negativ von der Re-
form betroffen waren (vgl. Abbildung 1). Dies vergrößert 
den gesamtwirtschaftlichen Effekt der Hartz-IV-Reform 
noch einmal. Wenngleich der direkte Effekt von Hartz IV 
auf die Stabilität existierender Jobs nicht leicht zu mes-
sen ist, so ist unbestritten, dass in Deutschland die größ-

2 Die ursprünglich sehr unterschiedlichen simulierten makroökonomi-
schen Beschäftigungseffekte (Launov und Wälde 2013; Krause und 
Uhlig, 2012; Krebs und Scheffel 2013) sind im Wesentlichen auf ei-
nen unterschiedlichen angenommenen Rückgang der durchschnitt-
lichen Lohnersatzleistungen für Langzeitarbeitslose zurückzuführen. 
Hochmuth et al. (2021) schlagen eine neue Strategie vor, um diesen 
Dissens zu lösen. Deren quantitative Ergebnisse sind im Einklang mit 
Price (2019). Für eine ausführliche allgemeinverständliche Diskussion 
zu diesen Punkten, siehe Hochmuth et al. (2019).

Abbildung 1
Stilisierte Darstellung des Arbeitslosenunterstützungssystems vor und nach Einführung der Hartz-IV-Reform 
für eine/n ledige/n Arbeitnehmer:in ohne Kinder
Prozentsätze beziehen sich auf das vorherige Nettoeinkommen

Quelle: Die Abbildung wurde in Anlehnung an Hochmuth et al. (2021) reproduziert.
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sozialen Härten der Hartz-IV-Reform abgemildert werden 
sollen. Dazu zählt, dass während der ersten zwei Jahre 
des Bürgergeldes auf eine Vermögensprüfung verzichtet 
und das Schonvermögen erhöht werden soll. Im Sinne von 
Abbildung 1 ist der Übergang in die Langzeitarbeitslosig-
keit für Personengruppen mit Vermögen also etwas besser 
abgesichert. Es ist zu betonen, dass es sich dabei nicht 
um eine Rückkehr zum System vor Hartz IV handelt (z. B. 
keine Wiedereinführung der Arbeitslosenhilfe). Im Idealfall 
bedeutet dies, dass die positiven Beschäftigungseffekte 
von Hartz IV nur in kleinen Teilen zurückgedreht werden. 
An dieser Stelle liegt der Teufel allerdings im Detail. Will 
die Bundesregierung die negativen Beschäftigungseffekte 
klein halten, so sollten zwei Prinzipien eingehalten werden. 
Erstens dürfen die Türen zur Frühverrentung dann instituti-
onell nicht wieder schleichend geöffnet werden (siehe Be-
schäftigungserfolge bei älterer Erwerbsbevölkerung in Ab-
bildung 2). Dies gilt gerade vor dem Hintergrund der Rente 
mit 63. Zweitens haben wohldosierte Mitwirkungspfl ichten 
weiterhin eine wichtige Funktion bei der Aktivierung von 
Beschäftigten (siehe dazu IAB-Stellungnahme, 2015). 
Laut Koalitionsvertrag sollen die Mitwirkungspfl ichten neu 
geordnet werden. Bei einer zu starken Aufweichung von 
Sanktionen würde eine Art Grundeinkommen entstehen, 
mit entsprechend negativen Beschäftigungsanreizen. 
Merkl und Sauerbier (2022) zeigen z. B. im Rahmen einer 
makroökonomischen Analyse der Reform der Bundes-
agentur für Arbeit (Hartz III), dass gerade das Prinzip des 
Förderns und Forderns nennenswerte positive Beschäfti-
gungseffekte mit sich brachte.

Als Zwischenresultat lässt sich festhalten, dass die Am-
pelkoalition versucht, die Kinderkrankheiten von Hartz IV 
abzuschaffen und gleichzeitig das System etwas mehr 
in Richtung sozialer Absicherung zu justieren. Gegeben 
die großen Beschäftigungserfolge durch Hartz IV und 
aufgrund der Ampel-Arithmetik handelt es sich bei letz-
terem aber meiner Einschätzung nach um eine moderate 
Neujustierung. Dies gilt zumindest dann, wenn Sankti-
onen weiterhin dort eingesetzt werden, wo sie sich in 
entsprechenden Evaluierungen als effektiv und sinnvoll 
herausgestellt haben.

Könnte die Ampelkoalition den zugrunde liegenden Ziel-
konfl ikt zwischen sozialer Absicherung und Anreizen zur 
Aufnahme von Arbeit noch besser lösen? Wenn eine bes-
sere Absicherung für langjährig Beschäftigte politisch er-
wünscht ist, könnte der Zielkonfl ikt über ein System von 
Beschäftigungskonten reduziert werden. Beschäftigte 
könnten einen Teil der Beiträge der Arbeitslosenversi-
cherung in ein Beschäftigungskonto einzahlen (für eine 
Diskussion entsprechender Konten siehe Snower et al., 
2009). Langjährig Beschäftigte hätten dann ein volles 
Konto. Sobald das ALG I ausläuft, könnten diese auf ihr 

Wie sind vor diesem Hintergrund die Bestrebungen der 
Ampelkoalition zur Transformation von Hartz IV in ein 
Bürgergeld zu bewerten? Die Reformvorschläge lassen 
sich in drei Kategorien unterteilen. Erstens macht die 
Ampelkoalition Vorschläge, relativ offensichtliche Kon-
struktionsfehler von Hartz IV zu beseitigen. Dazu zählt 
die vorgeschlagene Entbürokratisierung und die damit 
verbundene Pauschalisierung bestimmter Leistungen. 
Außerdem wird das Problem hoher Transferentzugsra-
ten erkannt. Eine unabhängige Kommission soll entspre-
chende Lösungen anbieten. Des Weiteren will die neue 
Bundesregierung Sonderregelungen bei den Sanktionen 
für unter 25-Jährige abschaffen. Dies steht im Einklang 
mit der IAB-Stellungnahme (2015), die darauf verweist, 
dass mit übermäßigen Sanktionen nachteilige Auswir-
kungen verbunden sein können, wie z. B. ein Abbruch 
des Kontaktes zum Jobcenter.

Zweitens sollen die Prioritäten etwas stärker in Richtung 
sozialversicherungspfl ichtiger und qualifi zierter Arbeit 
verschoben werden. Durch die Abschaffung des Vermitt-
lungsvorrangs soll die Weiterbildung und Qualifi kation 
gestärkt werden. Ebenso soll durch die bereits erwähnte 
Reform der Transferentzugsraten sozialversicherungs-
pfl ichtige Beschäftigung attraktiver werden. Gegeben 
ein sinkendes Erwerbspersonenpotenzial und niedrige 
Arbeitslosigkeit macht diese neue Prioritätensetzung bei 
adäquater Umsetzung durchaus Sinn (siehe dazu auch 
Empfehlungen in Hochmuth et al., 2019).

Drittens soll vor dem Hintergrund des eingangs bespro-
chenen Zielkonfl ikts eine Neujustierung im Sinne höherer 
sozialer Absicherung erfolgen. Meine Lesart des Koaliti-
onsvertrags ist jedoch, dass nicht das Kind mit dem Bade 
ausgeschüttet werden soll, sondern lediglich die größten 

Abbildung 2
Anteil der Erwerbstätigen im Verhältnis zur 
Bevölkerungsgruppe im jeweiligen Alterssegment
in %

Quelle: OECD.
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zweckgebundenes Guthaben zurückgreifen statt sich nur 
auf das pauschalisierte Bürgergeld verlassen zu müssen. 
Im Unterschied zu einem großzügigeren ALG bekämen 
Beschäftigte ihr verbleibendes Guthaben bei Rentenein-
tritt erstattet. Da bei Arbeitslosigkeit das Guthaben auf-
gebraucht wird, bliebe der Anreiz, wieder eine Beschäfti-
gung aufzunehmen, weitestgehend erhalten. Als weitere 
Maßnahme könnte ein noch stärkerer Einsatz von Inst-
rumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik das Risiko der 
Langzeitarbeitslosigkeit und damit des Bürgergeldbezu-
ges reduzieren. Hierzu zählen z. B. regelgebundene Ein-
gliederungszuschüsse für Langzeitarbeitslose, wobei die 
Höhe der Zuschüsse mit der Dauer der Arbeitslosigkeit 
steigen sollte. Lohnkostenzuschüsse erweisen sich so-
wohl in entsprechenden Makro-Simulationsstudien (z. B. 
Brown et al., 2011) als auch in mikroökonometrischen 
Evaluierungen als sehr kosteneffektive Instrumente (sie-
he z. B. Bernhard et al., 2008 und Jirjahn et al., 2009, für 
Deutschland und Cahuc et al., 2018, für Frankreich).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Hartz-IV-
Reform ein wesentlicher Grund für den Beschäftigungs-
aufschwung seit dem Jahr 2005 war. Auf der negativen 
Seite steht eine schlechtere Absicherung für Langzeitar-
beitslose und höhere Unsicherheit bei allen Beschäftig-
ten. Vor dem Hintergrund des (auch durch Hartz IV ver-
ursachten) robusteren Arbeitsmarkts justiert die Ampel-
koalition das Bürgergeld etwas mehr in Richtung sozialer 
Absicherung. Dies scheint aber im Bewusstsein zu ge-
schehen, dass ein zu weitgehendes Rückdrehen der Re-
form Deutschland durchaus wieder zum Teil in die Zeiten 
des „kranken Manns Europas“ (Economist, 2004) zurück-
bringen könnte. Viele der Vorschläge im Koalitionsvertrag 
lassen noch Interpretationsspielräume zu. Eine fi nale Be-
urteilung kann also erst bei konkret bekannten Umset-
zungsvorschlägen erfolgen. Mein Beitrag argumentiert, 
dass es Politikmaßnahmen wie Beschäftigungskonten 
oder Lohnsubventionen gibt, die einem weniger starken 
Zielkonfl ikt zwischen aggregierter Beschäftigung und so-
zialer Absicherung unterliegen. Es könnte sich also für die 
Ampelkoalition lohnen, über den Koalitionsvertrag hinaus 
zu denken. Die Konstruktion des Bürgergelds bietet gu-
te Möglichkeiten, die postulierten Prinzipien Freiheit und 
Gerechtigkeit noch besser in Einklang zu bringen.

Title: Perspectives on Germany’s Welfare Reform (“Bürgergeld”)
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